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15. appelliert an alle Regierungen, Organisationen und
Einzelpersonen, auf Ersuchen um Beiträge zu dem Fonds
wohlwollend zu reagieren, nach Möglichkeit regelmäßig und
jedes Jahr vor der Tagung des Treuhänderausschusses des
Fonds, vorzugsweise bis Ende Februar, und nach Möglichkeit
auch durch wesentlich höhere Beiträge, um ein Eingehen auf
die ständig zunehmende Hilfsnachfrage in Betracht ziehen zu
können;

16. ersucht den Generalsekretär, die Appelle der General-
versammlung um Beiträge zu dem Fonds an alle Regierungen
weiterzuleiten;

17. ersucht den Generalsekretär außerdem, den Fonds
auch künftig jährlich in die Programme aufzunehmen, für die
auf der Beitragsankündigungskonferenz der Vereinten Nationen
für Entwicklungsaktivitäten Mittel angekündigt werden;

18. dankt dem Treuhänderausschuß des Fonds für seine
Arbeit;

19. ersucht den Generalsekretär, den Treuhänderausschuß
des Fonds bei seinem Beitragsappell und seinen Bemühungen
zu unterstützen, die Existenz des Fonds und die ihm derzeit zur
Verfügung stehenden Finanzmittel besser bekannt zu machen,
und ihm dabei behilflich zu sein, den Gesamtumfang der Mittel
zu bewerten, die auf internationaler Ebene aufgebracht werden
müssen, um Rehabilitationsdienste für Opfer der Folter zu fi-
nanzieren, und diesbezüglich alle bestehenden Möglichkeiten
auszuschöpfen, einschließlich der Zusammenstellung, Herstel-
lung und Verbreitung von Informationsmaterial;

20. ersucht den Generalsekretär außerdem, im Einklang
mit der nachdrücklichen Unterstützung, die die Mitgliedstaaten
für die Bekämpfung der Folter und die Gewährung von Hilfe
an die Opfer der Folter bekundet haben, dafür zu sorgen, daß
die Organe und Mechanismen, die die Folter bekämpfen und
den Opfern der Folter helfen, über ausreichendes Personal und
ausreichende Einrichtungen und Dienste verfügen;

21. bittet die Geber- und die Empfängerländer zu erwä-
gen, in ihre bilateralen Programme und Projekte im Zusam-
menhang mit der Ausbildung von Streitkräften, Sicherheits-
kräften, Personal von Haftanstalten und Polizei sowie Gesund-
heitspersonal Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem
Schutz der Menschenrechte und der Verhütung der Folter auf-
zunehmen und dabei den Faktor Geschlecht zu berücksichtigen;

22. fordert alle Regierungen, die Hohe Kommissarin der
Vereinten Nationen für Menschenrechte sowie die anderen Or-
gane und Organisationen der Vereinten Nationen wie auch die
zuständigen zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organi-
sationen auf, am 26. Juni den Internationalen Tag der Vereinten
Nationen zur Unterstützung der Opfer der Folter zu begehen;

23. ersucht den Generalsekretär, der Menschenrechts-
kommission auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung und der Ge-
neralversammlung auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung einen
Bericht über den Stand des Übereinkommens gegen Folter und

andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe sowie einen Bericht über die Tätigkeit des
Freiwilligen Fonds der Vereinten Nationen für Opfer der Folter
vorzulegen;

24. beschließt, die Berichte des Generalsekretärs, ein-
schließlich des Berichts über den Freiwilligen Fonds der Ver-
einten Nationen für Opfer der Folter, den Bericht des Aus-
schusses gegen Folter und den Zwischenbericht des Sonderbe-
richterstatters der Menschenrechtskommission über Folter und
andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behand-
lung oder Strafe auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung zu behan-
deln.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/140. Beseitigung aller Formen von religiöser Intole-
ranz

Die Generalversammlung,

unter Hinweis darauf, daß sich alle Staaten nach der Charta
der Vereinten Nationen verpflichtet haben, die allgemeine
Achtung und Einhaltung der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten für alle ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Spra-
che oder Religion zu fördern und zu festigen,

erneut erklärend, daß die Diskriminierung von Menschen
aufgrund der Religion oder der Weltanschauung einen Affront
gegen die Menschenwürde und eine Verleugnung der Grund-
sätze der Charta darstellt,

unter Hinweis auf Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung
der Menschenrechte265, deren fünfzigster Jahrestag in diesem
Jahr begangen wird,

in Bekräftigung ihrer Resolution 36/55 vom 25. November
1981, mit der sie die Erklärung über die Beseitigung aller For-
men von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Religion
oder der Überzeugung verkündet hat,

unter Hinweis auf Artikel 18 des Internationalen Paktes
über bürgerliche und politische Rechte266,

betonend, daß das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit von weitreichender und
maßgebender Bedeutung ist und daß dieses Recht die Gedan-
kenfreiheit in allen Angelegenheiten, die persönlichen Über-
zeugungen und das Bekenntnis zu einer Religion oder Weltan-
schauung mit einschließt, gleichviel ob allein oder in Gemein-
schaft mit anderen,

in Bekräftigung des Aufrufs der vom 14. bis 25. Juni 1993
in Wien abgehaltenen Weltkonferenz über Menschenrechte an
alle Regierungen, in Erfüllung ihrer internationalen Verpflich-
tungen und unter gebührender Berücksichtigung ihrer jeweili-

265 Resolution 217 A (III).
266 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage.
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gen Rechtsordnung alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen,
um der Intoleranz und damit zusammenhängender Gewalt auf-
grund der Religion oder der Weltanschauung, einschließlich
Praktiken der Diskriminierung von Frauen und der Entweihung
religiöser Stätten, entgegenzuwirken, in Anerkennung dessen,
daß jeder Mensch das Recht auf Gedanken-, Gewissens-, Mei-
nungs- und Religionsfreiheit hat267,

mit dem Aufruf an alle Regierungen, mit dem Sonderbe-
richterstatter der Menschenrechtskommission über die Beseiti-
gung aller Formen der religiösen Intoleranz und der Diskrimi-
nierung aufgrund der Religion oder Weltanschauung zusam-
menzuarbeiten, um ihm die uneingeschränkte Wahrnehmung
seines Mandats zu ermöglichen,

höchst beunruhigt darüber, daß es in vielen Teilen der Welt
zu ernsten Fällen von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund
der Religion oder Weltanschauung, einschließlich Gewalt-
handlungen, Einschüchterungen und Nötigungen, kommt, deren
Beweggrund religiöse Intoleranz ist und die die Ausübung der
Menschenrechte und Grundfreiheiten gefährden,

zutiefst besorgt darüber, daß zu den aus religiösen Gründen
verletzten Rechten den Berichten des Sonderberichterstatters
zufolge unter anderem das Recht auf Leben gehört, ferner das
Recht auf körperliche Unversehrtheit und persönliche Freiheit
und Sicherheit, das Recht der freien Meinungsäußerung, das
Recht, nicht der Folter oder einer anderen grausamen, un-
menschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe un-
terworfen zu werden, und das Recht, nicht willkürlich festge-
nommen oder inhaftiert zu werden268,

die Auffassung vertretend, daß daher zur Förderung und
zum Schutz des Rechts auf Gedanken-, Gewissens-, Religions-
und Weltanschauungsfreiheit und zur Beseitigung aller Formen
von Haß, Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Reli-
gion oder der Weltanschauung weitere Anstrengungen geboten
sind,

1. erklärt erneut, daß die Gedanken-, Gewissens-, Reli-
gions- und Weltanschauungsfreiheit ein Menschenrecht ist, das
sich aus der angeborenen Würde der menschlichen Person
herleitet und das allen Menschen ohne Diskriminierung ge-
währleistet ist;

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen,
daß ihre Verfassungs- und Rechtsordnung wirksame Garantien
für die Gedanken-, Gewissens-, Religions- und Weltanschau-
ungsfreiheit vorsieht, einschließlich wirksamer Rechtsbehelfe
in Fällen, in denen das Recht auf Religions- oder Weltanschau-
ungsfreiheit verletzt worden ist;

3. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf, ins-
besondere sicherzustellen, daß niemand, der ihrer Herrschafts-
gewalt untersteht, aufgrund seiner Religion oder Weltanschau-
ung des Rechts auf Leben oder des Rechts auf persönliche

267 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III, Abschnitt II, Ziffer 22.
268 E/CN.4/1994/79, Ziffer 103.

Freiheit und Sicherheit beraubt oder der Folter oder willkürli-
cher Festnahme oder Inhaftnahme unterworfen wird;

4. fordert die Staaten ferner nachdrücklich auf, in Über-
einstimmung mit den internationalen Menschenrechtsnormen
alles Erforderliche zu tun, um solche Fälle zu verhindern, alle
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um Haß, Intoleranz und
Gewalthandlungen, Einschüchterungen und Nötigungen, deren
Beweggrund religiöse Intoleranz ist, zu bekämpfen, und unter
anderem über das Bildungssystem sowie auf andere Weise Ver-
ständnis, Toleranz und Achtung in Fragen der Religions- oder
Weltanschauungsfreiheit zu fördern;

5. erkennt an, daß der Erlaß von Gesetzen allein nicht
ausreicht, um Verletzungen der Menschenrechte, einschließlich
des Rechts auf Religions- und Weltanschauungsfreiheit, zu ver-
hindern;

6. betont, daß, wie der Menschenrechtsausschuß unter-
strichen hat, Einschränkungen der Freiheit, sich zu einer Reli-
gion oder Weltanschauung zu bekennen, nur zulässig sind,
wenn die Einschränkungen gesetzlich vorgesehen, zum Schutz
der öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit oder Sittlich-
keit oder der Grundrechte und Grundfreiheiten anderer erfor-
derlich sind und in einer Weise angewandt werden, die das
Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit nicht
beeinträchtigt;

7. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen,
daß die Mitglieder der mit der Rechtsdurchsetzung beauftrag-
ten Organe, Beamte, Lehrkräfte und sonstige Angehörige des
öffentlichen Dienstes bei der Wahrnehmung ihrer amtlichen
Aufgaben unterschiedliche Religionen und Weltanschauungen
achten und Personen, die sich zu anderen Religionen oder
Weltanschauungen bekennen, nicht diskriminieren;

8. fordert alle Staaten auf, wie in der Erklärung über die
Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung
aufgrund der Religion oder der Überzeugung vorgesehen, das
Recht aller Personen anzuerkennen, im Zusammenhang mit
einer Religion oder Weltanschauung Kulthandlungen vorzu-
nehmen oder sich zu versammeln sowie eigene Stätten dafür
einzurichten und zu unterhalten;

9. verleiht ihrer ernsten Besorgnis über Angriffe auf re-
ligiöse Orte, Stätten und Heiligtümer Ausdruck und fordert alle
Staaten auf, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften und in Übereinstimmung mit den internationalen
Menschenrechtsnormen alles zu tun, um sicherzustellen, daß
diese Orte, Stätten und Heiligtümer voll geachtet und geschützt
werden;

10. erkennt an, daß es zur vollen Verwirklichung der Ziele
der Erklärung notwendig ist, daß Personen und Gruppen Tole-
ranz und Nichtdiskriminierung üben;

11. befürwortet die anhaltenden Bemühungen des Son-
derberichterstatters der Menschenrechtskommission über die
Beseitigung aller Formen der religiösen Intoleranz und der



292 Generalversammlung –  Dreiundfünfzigste Tagung

Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschau-
ung, der ernannt worden ist, um mit den Bestimmungen der
Erklärung unvereinbare Vorfälle und staatliche Maßnahmen in
allen Teilen der Welt zu untersuchen und gegebenenfalls Abhil-
femaßnahmen zu empfehlen;

12. legt den Regierungen nahe, ernsthaft die Möglichkeit
zu prüfen, den Sonderberichterstatter in ihre Länder einzula-
den, damit er seinen Auftrag noch wirksamer erfüllen kann;

13. legt den Regierungen außerdem nahe, wenn sie um
die Unterstützung des Programms der Vereinten Nationen für
Beratende Dienste und technische Hilfe auf dem Gebiet der
Menschenrechte nachsuchen, gegebenenfalls auch zu erwägen,
um Hilfe auf dem Gebiet der Förderung und des Schutzes des
Rechts auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit zu
ersuchen;

14. begrüßt und befürwortet die Anstrengungen, die die
nichtstaatlichen Organisationen sowie religiöse Organisationen
und Gruppen unternehmen, um die Verwirklichung der Erklä-
rung zu fördern, und bittet sie, zu erwägen, welche weiteren
Beiträge sie zu ihrer Verwirklichung und Verbreitung in allen
Teilen der Welt leisten können;

15. ersucht die Menschenrechtskommission, ihre Prüfung
der Maßnahmen zur Verwirklichung der Erklärung fortzuset-
zen;

16. ersucht den Sonderberichterstatter, der Generalver-
sammlung auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung einen Zwi-
schenbericht vorzulegen;

17. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, daß der
Sonderberichterstatter über das für die vollinhaltliche und frist-
gerechte Erfüllung seines Auftrags notwendige Personal und
die nötigen Finanz- und Sachmittel verfügt;

18. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen
von religiöser Intoleranz auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung
unter dem Punkt "Menschenrechtsfragen" zu behandeln.

85. Plenarsitzung
9. Dezember 1998

53/141. Menschenrechte und einseitige Zwangsmaßnah-
men

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/103 vom 12. De-
zember 1996 und 52/120 vom 12. Dezember 1997 sowie
Kenntnis nehmend von der Resolution 1998/11 der Menschen-
rechtskommission vom 9. April 1998269,

in Bekräftigung der einschlägigen Grundsätze und Bestim-
mungen in der von der Generalversammlung in ihrer Resolu-

269 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1998, Supple-
ment No. 3 (E/1998/23), Kap. II, Abschnitt A.

tion 3281 (XXIX) vom 12. Dezember 1974 verkündeten Charta
der wirtschaftlichen Rechte und Pflichten der Staaten, insbe-
sondere ihres Artikels 32, in dem es heißt, daß kein Staat wirt-
schaftliche, politische oder sonstige Maßnahmen gegen einen
anderen Staat anwenden oder zu ihrer Anwendung ermutigen
darf, um von ihm die Unterordnung bei der Ausübung seiner
souveränen Rechte zu erlangen,

Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs270,
der gemäß der Resolution 1995/45 der Menschenrechtskom-
mission vom 3. März 1995271 vorgelegt wurde, und dem Be-
richt des Generalsekretärs über die Durchführung der Ver-
sammlungsresolution 52/120272,

in Anbetracht dessen, daß alle Menschenrechte allgemein-
gültig und unteilbar sind, einander bedingen und miteinander
verknüpft sind, und in diesem Zusammenhang erneut erklärend,
daß das Recht auf Entwicklung ein fester Bestandteil aller
Menschenrechte ist,

daran erinnernd, daß die vom 14. bis 25. Juni 1993 in Wien
abgehaltene Weltkonferenz über Menschenrechte die Staaten
aufgefordert hat, alle nicht im Einklang mit dem Völkerrecht
und der Charta der Vereinten Nationen stehenden einseitigen
Zwangsmaßnahmen zu unterlassen, die die Handelsbeziehun-
gen zwischen den Staaten behindern und der vollen Verwirkli-
chung aller Menschenrechte im Wege stehen273,

eingedenk aller Bezugnahmen auf diese Frage in der am
12. März 1995 vom Weltgipfel für soziale Entwicklung verab-
schiedeten Kopenhagener Erklärung über soziale Entwick-
lung274, der Erklärung von Beijing und der Aktionsplattform,
die am 15. September 1995 von der Vierten Weltfrauenkonfe-
renz verabschiedet wurden275, sowie der Erklärung von Istanbul
über menschliche Siedlungen und der Habitat-Agenda, die am
14. Juni 1996 von der zweiten Konferenz der Vereinten Natio-
nen über Wohn- und Siedlungswesen (Habitat II) verabschiedet
wurden276,

tief besorgt darüber, daß trotz der Empfehlungen, die von
der Generalversammlung und den in letzter Zeit veranstalteten
großen Konferenzen der Vereinten Nationen zu dieser Frage
verabschiedet worden sind, und im Widerspruch zu dem allge-
meinen Völkerrecht und der Charta der Vereinten Nationen
auch weiterhin einseitige Zwangsmaßnahmen erlassen und an-
gewandt werden mit allen ihren Extraterritorialwirkungen, un-

270 E/CN.4/1996/45 und Add.1.
271 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1995, Supple-
ment No. 3 und Korrigenda (E/1995/23 und Korr.1 und 2), Kap. II, Abschnitt A.
272 A/53/293 und Add.1.
273 Siehe A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III, Abschnitt I, Ziffer 31.
274 Abgedruckt in: Bericht des Weltgipfels für soziale Entwicklung, Kopen-
hagen, 6.-12. März 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments
A/CONF.166/9 vom 19. April 1995), Resolution 1, Anlage I.
275 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing,
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Resolution 1, Anlagen I und II.
276 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habi-
tat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (Veröffentlichung der Vereinten Nationen,
Best.-Nr. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlage II.




